
Z 8398 CX 

Informationsdienst der Christlich Demokratischen Unbn Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 9. März 1978 

Unsere Pflicht 
für Europa 
Als erste der drei großen europäischen 
Parteienföderationen sind wir mit einem 
9emeinsamen politischen Programm für den 
europäischen Wahlkampf gerüstet. Zum 
ersten Mal in der Geschichte hat sich die 
christlich-demokratische Bewegung in Europa 
auf ein Programm geeinigt, das weit über 
al|gemeine Grundsätze hinausgeht und den 
Qanzen Fächer der europäischen Probleme 
aufgreift. 
D'es stellte Helmut Kohl auf dem Jahreskon- 
9reß der Europäischen Volkspartei (EVP) am 
6- und 7. März in Brüssel fest. Es ist der erste 
Kongreß der EVP seit ihrer Gründung am 29. 
April 1976. Unter den 150 Delegierten des 
Kongresses befanden sich 27 Vertreter der 
CDU, an ihrer Spitze Helmut Kohl. 
Irn Mittelpunkt des Brüsseler Treffens stand 
d'e Beratung und Verabschiedung des „Politi- 
schen Programms der Europäischen Volkspar- 
tei" (siehe UiD-Dokumentation 8/78). Der Eu- 
r°päischen Volkspartei gehören zwölf christ- 
''ch-demokratische Parteien aus sieben EG- 
Ländern an. Innerhalb der EG-Länder ist die 
£VP lediglich in Großbritannien und Däne- 
mark nicht vertreten. Es bestehen jedoch enge 
Kontakte zu den dortigen konservativen Par- 
teien. Weiter auf Seite 2 
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Fortsetzung von Seite 1 

In seiner Rede forderte Helmut Kohl 
dazu auf, Arbeitsgruppen mit bestimm- 
ten Arbeitsaufträgen einzusetzen, die in 
dichter Folge zusammentreten und 
nach einem klaren Zeitplan ihre Ergeb- 
nisse vorlegen. 

,,Es ist unser aller Pflicht, unserem Prä- 
sidenten Leo Tindemans bei der Erledi- 
gung dieser großen Arbeit zur Hand zu 
gehen. Wir haben uns ein politisches 
Programm gegeben. Jetzt heißt es: Mit 
dem Programm arbeiten, um für die 
christlich-demokratische Sache in Euro- 
pa den Wahlkampf für das Europäische 
Parlament zu bestreiten' und als ge- 
schlossene und zukunftsweisende Kraft 
in das Europäische Parlament einzuzie- 
hen, stellte der Parteivorsitzende fest. 

Helmut Kohl erklärte weiter, mit jeder 
Stimmabgabe für die Kommunisten 
oder für diejenigen, die mit ihnen Volks- 
front-Bündnisse eingehen wollten, ste- 
he ein Stück europäischer Freiheit auf 
dem Spiel. Die deutschen Christdemo- 
kraten teilten die „verharmlosende 
Schau" des als Euro-Kommunismus ge- 
tarnten Kommunismus nicht. Die 
Unionspolitiker würden sich von den 
äußerlichen Verwandlungskunststücken 
des Euro-Kommunismus nicht täuschen 
lassen. 

Der belgische Premierminister Tinde- 
mans, der den Kongreß in allen Spra- 
chen der EG-Länder eröffnet hatte, ap- 
pellierte an alle demokratischen Partei- 

en, gemeinsam mit den christlichen De- 
mokraten den ..pluralistischen Rah- 
men" für die politischen Auseinander- 
setzungen in Europa zu definieren. Mit 
einer Anspielung auf das Wort des fran- 

zösischen Sozialistenführers Frangois 
Mitterrand   „Europa   wird   sozialistisch 

sein oder nicht sein", sagte Tindemans: 
„Wir sagen nicht, Europa wird christ- 
lich-demokratisch sein oder nicht sein, 
wir wollen eine pluralistische Gesell- 
schaft in einem Europa, in dem a"e 

politischen Kräfte in einem demokrati- 
schen Wettbewerb ihr Wort zu sagen 
haben werden." 

Tindemans sagte, die Christdemokraten 
seien die Hauptakteure des Wiederauf- 
baus in Europa gewesen und hätten die 
Grundlagen für den Wohlstand gelegt- 
Die junge Generation müsse erkennen, 
daß Europa der großartigste politische 
Gedanke der Nachkriegszeit in der Welt 
sei, weil er Ländern, die sich jahrhun- 
dertelang bekämpft hätten, den Frieden 
bringe und den Nationalstaat als angeb- 
liches Meisterstück der  Politik ablöse. 

Kai-Uwe von Hassel, Präsident der 
EUCD, warf den sozialistischen Partei- 
en in der EG vor, „im Inneren zerris- 
sen" zu sein. Sie hätten sich noch nicht 
auf einen Kongreß und ein Datum eini- 
gen können. Die Liberalen seien zwar 
„heterogener" als die Sozialisten, aber 
sie stritten für Europa und höben sich 
darin wohltuend von Sozialdemokraten 
und Sozialisten ab. 

CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 
stellte fest: „Mir geht es darum, auch 
die weltweite Dimension unserer Arbeit 
deutlich zu machen. Wenn wir den An- 
spruch erheben und durch konkretes 
Handeln ausfüllen, in Europa die füh- 
rende mehrheitsfähige und europabil- 
dende Kraft zu sein, hat das auch seine 
Auswirkung auf die Parteienlandschaft 
anderswo in der Welt. Am deutlichsten 

kommt eine entschlossene und zu- 
kunftsweisende Aktion der christlichen 

Demokraten in Europa unseren latein- 
amerikanischen Freunden zugute." 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Wahlergebnis: In den Kreisen gut — 
in den Städten nicht befriedigend 
»Wir wollen nicht verhehlen, 
daß wir das anspruchsvolle Ziel, 
die 50- Prozent-Marke zu über- 
schreiten, nicht erreicht haben. 
Das Ergebnis war in den Kreisen 
gut, in den Städten nicht 
befriedigend. Aber wir haben 
eine gute Ausgangsbasis für die 
Landtagswahlen im kommenden 
Jahr geschaffen. In nur 16 Monaten 
hat sich die CDU Schleswig- 
Holstein von 44 Prozent bei der 
Bundestagswahl auf nunmehr 
49,2 Prozent steigern können. 
Dieses Ergebnis ist für uns eine 
Herausforderung, unsere 
Arbeit weiterhin intensiv für unser 
Land und seine Bürger zu 
verfolgen." 

Mit diesen Worten kommentierte 
noch in der Wahlnacht der Landes- 

vorsitzende der CDU Schleswig-Hol- 
stein, Ministerpräsident Gerhard Stol- 
tenberg, das Ergebnis der Wahlen zu 
den Kreistagen, Ratsversammlungen 
und Gemeindevertretungen im nördlich- 
sten Bundesland, bei dem die Union nur 
knapp unter der 50-Prozent-Marke ge- 
blieben ist. Gleichzeitig hatte die FDP 
einen landesweiten Stimmenverlust von 
2,7 Prozent auf 7,3 Prozent hinnehmen 
müssen, während die Landes-SPD völ- 
lig unerwartet ihren Stimmenanteil von 
35,6 Prozent vor vier Jahren auf nun 
40,5 Prozent verbessern konnte. 
Besonders erfreulich jedoch vor allem 

das Abschneiden in den elf Landkreisen 
Schleswig-Holsteins: in allen Kreista- 
gen kann die Union auch künftig über 
eine absolute Mehrheit der Sitze verfü- 
gen. So ragen insbesondere die Er- 
gebnisse in den Kreisen Dithmarschen 
(54,3%), Plön (51,2%) Rendsburg- 
Eckernförde (51,9%) und Schleswig- 
Flensburg (51,7%) heraus. Aber auch 
in den Kreisen Stormarn, Ostholstein, 
Herzogtum Lauenburg lagen die Unions- 
ergebnisse über 50 Prozent, während 
sie in Nordfriesland, Pinneberg und 
Steinburg knapp unterhalb der Traum- 
grenze von 50 Prozent zu finden waren. 

Als nicht voll befriedigend muß zweifel- 
los das Ergebnis in den kreisfreien 
Städten angesehen werden. So erober- 
te sich in Kiel und Neumünster die SPD 
die vor vier Jahren verlorene absolute 
Mehrheit zurück, während jedoch in Lü- 
beck und Flensburg die CDU auch wei- 
terhin die stärkste Fraktion stellt. 

Besonders bedrückend mag das Wahl- 
ergebnis vor allem für die FDP sein. Der 
landesweite Verlust des Stimmenanteils 
um mehr als ein Viertel signalisiert, daß 
diese Partei von den Wählern nicht 
mehr richtig eingeordnet werden kann. 
Ihre Scheu, sich über die künftige poli- 
tische Linie klar zu äußern, wird dazu 
beigetragen haben, daß viele ihrer frü- 
heren Wähler zur SPD gegangen sind. 

Die FDP des Landes hat aber vor allem 
geschockt, daß sie erhebliche Stim- 
menanteile  an   die  erstmals   kandidie- 
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renden „Grünen Listen" abgeben muß- 
te. Diese — sich vorwiegend aus 
Kernkraftwerksgegnern rekrutierende 
Wählervereinigung — schaffte es auf 
Anhieb, in Kreis Steinburg 6,6 Prozent 
der Stimmen und damit zwei Kreistags- 
mandate zu erzielen, während die FDP 
hier von 8,9 auf 4,9 Prozent der Stim- 
men absackte und damit ihre bisheri- 
gen beiden Kreistagsmandate verlor. 

Auf Kosten des SSW, der Partei der 
dänischen Minderheit, gelang es den 
..Grünen Listen" darüber hinaus im 
Kreise Nordfriesland ebenfalls mit zwei 
Sitzen (6 Prozent) in den Kreistag ein- 
zuziehen. Dieser Erfolg mag die „Grü- 
nen Listen" ermutigen, sich im kom- 
menden Jahr an den anstehenden 
Landtagswahlen auch landesweit mit 
eigenen Kandidaten zu beteiligen. Eine 
weitere empfindliche Schlappe hatte 
die FDP übrigens in Flensburg hinneh- 
men müssen, wo sie ebenfalls unter die 
5-Prozent-Grenze geriet. 

Noch ist es zu früh, das Wahlverhalten 
in Schleswig-Holstein an diesem 5. März 
zu erklären. Fest steht jedoch, daß die 
Union in den Kreisen und ländlichen 
Gebieten ihre Stellung im wesentlichen 
hatte festigen können, daß sie darüber 
hinaus in Flensburg und Lübeck ange- 
sichts des landweiten Trends mit dem 
Ausgang der Wahlen relativ zufrieden 
sein kann. 

Fest steht aber auch, daß die Landes- 
SPD trotz ihres betont linken Kurses 
und ihrer ständigen Konfrontation mit 
der Bundesregierung einen Teil der 
1974 verlorenen Stimmen hat zurück- 
gewinnen können. Der eigentliche Ver- 
lierer aber ist die FDP, die dort, wo 
„Grüne Listen" auftraten oder wo sie — 
wie in Neumünster — besonders eng 
mit der SPD zusammenging, besonders 
hohe Verluste hinnehmen mußte. 

Offensichtlich aber hat auch die gegen- 
über 1974 um 6 Prozent geringere 
Wahlbeteiligung einen erheblichen Ein- 
fluß auf den Ausgang der Wahlen ge- 
habt. Es scheint nicht ausgeschlossen, 
daß zu viele der potentiellen CDU-Wäh- 
ler angesichts des desolaten Zustandes 
der Landes-SPD die Kommunalwahlen 
zu früh als gewonnen angesehen hatten. 

Vor allem aber: Bei einer Bewertung 
des Ergebnisses darf nicht übersehen 
werden, daß die CDU 1974 gegenüber 
1970 in einem wahren Erdrutsch einen 
Stimmengewinn von rund zehn Prozent 
hatte verbuchen können. Von diesen 
Wählern, die damals weitgehend von 
der Enttäuschung über den gescheiter- 
ten Kanzler Brandt beeinflußt worden 
waren, blieben auch jetzt noch rund 
5 Prozent der Union treu. 

Gesamtergebnis 

*j    CDU   SPD FDP SSW  :| 2 
03 

K78 
K74 
L75 
B76 

78,3 
79,2 
82,3 
90,6 

49,2 
53,1 
50,4 
44,1 

40.5 7,3 1,7 
35.6 9,0 1,6 
40,1 7,1 1,4 
46,4 8,8 — 

Einzelergebnisse 
Flensburg Stadt 
K 78 73,4 37,8 
K 74 73,8 40,5 
L 75 79,2 38,4 
B 76 87,7 35,6 

35,9 4,6 21,0 
32,5 6,8 19,8 
39,3 5,5 16,1 
54,9 8,8 — 

Kiel Stadt 
K 78               71,8 42,9 50,3 5,6 
K 74               72,4 46,0 43,6 8,6 0,1 
L 75                80,0 42,8 49,1 7,1 0,1 
B 76               89,6 36,1 54,6 8,4 — 

Lübeck Stadt 
K 78               74,4 47,3 46,3 5,6 
K 74               77,4 49,3 40,3 9,5 — 
L 75                80,3 46,0 46,2 6,5 — 
B 76               89,8 40,0 51,4 7,8 — 
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Neumünster Stadt 

K78 
K74 
L75 
B76 

74,8 45,7 47,8 
76,0 51,4 38,9 
80,0 47,6 44,8 
89,2 40,9 50.9 

Dithmarschen 

K78 
K74 
L75 
B76 

80,3 54,3 38,0 
81,3 59,7 32,2 
83,2 55,8 36,5 
90,2 49,1 42,9 

Ostholstein 

K78 
K74 
L75 
B76 

Pinneberg 

K78 
K74 
L75 
B76 

80,7 
81,7 
83,7 
90,7 

50,4 
53,7 
52,5 
46.2 

42,0 
37,6 
40,2 
45.5 

Plön 

K78 
K74 
L75 
B76 

5,8 — — 
8,8 — — 
6,7 — — 
7,6 — — 

7,5 
8,1 
6,3 
7,3 

Herzogtum Lauenburg 

K78              80,7    50,8    40,3 8,3 
K74               82,6    54,6    34,9 10,1 
L75                83,3    53,3    38,5 7,2 
B76               91,9    46,3    44,5 8,5 

6,9 

Nordfriesland 

K78 77,5 49,4 32,5 
K74 76,4 54,2 30,1     10,1 
L75 79,9 52,2 33,9      8,4 
B76 88,2 47,3 42,5      9,5 

7,6 
8,8 
6,4 
7.6 

79.0 49,0 40,1 9,5 
81,7 53,4 33,7 11,5 
83.1 50,8 39,5 8,4 
92,1 44,2 44,6 10,5 

83.8 51,2 42,5 5,9 
83.9 53,6 38,7 7,2 
85.9 51,9 41,2 5,9 
92,4 45,3 46,3 7,6 

Rendsburg-Eckernförde 

K78 80,8    51,9    39,3 7,3 
K74 79,9    55,8    34,2 8,9 
L75 83,9    52,9    38,4 7,1 
B76 90,4    45,5    45.6 8,3 

Schleswig — Flensburg 

K'78 80,4    51,7    33,4 6.5 
K74 78,0    53,9    28,1 7,5 
L75 82,5    52,5    34,1 6,1 
B76 89,7    47,4    43,5 8,5 

4,9 6,0 
5,6 — 
4,5    — 

1,1 
0,9 
0,9 

8,4 
6.8 
6,6 

Segeberg 

K78 
K74 
L75 
B76 

Steinburg 

K78 
K74 
L75 
B76 

Stormarn 

K78 
K74 
L75 
B76 

77,9 51,4 37,2 10,9 — — 
80,4 56,0 30,5 13,5 — — 
82.3 53,5 36,7 8,8 — — 
91.4 46,9 41,4 11,0 — — 

81,6 
82,1 
83,9 
91,1 

80,1 
82,7 
83,6 
92,5 

48,9 
56,9 
53,6 
47.0 

51,2 
57,4 
52,4 
45,7 

38,4 
33,8 
39,3 
44.7 

39,0 
39,0 
38,2 
42,6 

4,9 
8,9 
5,8 
7,4 

9,1 
3,3 
8,3 

11.0 

6,6 

Bonn finanziert 
DDR-Aktivitäten 
Von 1970 bis zum 31. Dezember vergan- 
genen Jahres sind der DDR aus Haus- 

haltsmitteln des Bundes, des Landes 
Berlin sowie der Bundespost, der Bun- 
desbahn und von privaten Stellen ein- 
schließlich der Swing-Beträge (zinslose 
Kredite) 11,32 Mrd. DM zugeflossen. 

Das wird aus der Antwort der Bundes- 
regierung auf eine Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion deutlich, die von 
dem Berliner CDU-MdB Jürgen Wohlra- 

be veröffentlicht worden ist. Ein Teil der 
Gelder, berichtet er, stehe bei der Bank 
für Gemeinwirtschaft zur Verfügung der 
DDR und kann somit ohne jeden Um- 

weg zur Finanzierung der ,,in der Re- 
gel" gegen die Bundesrepublik 
Deutschland gerichteten Auslandsarbeit 
der DDR und für „subversive Zwecke" 
jedweder Art innerhalb des Bundesge- 
bietes verwandt werden; dazu zählt 
auch die Finanzierung von DKP und 
SEW. 
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BAYERN 

Auch in München, Regensburg und 
Coburg künftig CSU-Bürgermeister 
„Wir haben das gesteckte Ziel 
erreicht", erklärte Franz Josef 
Strauß zu dem Ergebnis der 
Kommunalwahlen in Bayern. 
Die CSU habe jetzt ihre kommunal- 
politische Basis in Bayern 
erheblich verbreitert und könne 
„in entsprechender Kampfkraft" 
In die anstehende Landtagswahl 
gehen. 

Eine vernichtende Niederlage erlitt 
die SPD in München. Schon im er- 

sten Wahlgang wurde Erich Kiesl mit 
51,5 Prozent zum neuen Oberbürger- 
meister gewählt und wie vorher schon 
in Frankfurt und Stuttgart die SPD auch 
in der bayerischen Metropole nach 
30jähriger Herrschaft vom Wähler in die 
Opposition verwiesen. 
Die CSU stellt jetzt in Bayern 30 der 
insgesamt 49 Oberbürgermeister. Auch 
in Regensburg und Coburg wurden die 
SPD-OB's abgewählt. Vor sechs Jah- 
ren waren es erst 25 CSU-Stadtober- 
häupter. 
In den 71 bayerischen Landkreisen 
stellt die CSU jetzt insgesamt 59 Land- 
rate, von denen acht auch von anderen 
Parteien oder Gruppen unterstützt wer- 
den. Dies bedeutet gegenüber 1972 ein 
Plus von 9 Landräten. 
Die „Grüne Liste" und die ,,Christliche 
Wählerunion" holten sich nur je einen 
Sitz im 50köpfigen Gemeindeparlament 
Erlangens. 
Das   Gesamtergebnis   der   bayerischen 
Kommunalwahlen   lag   bei   Redaktions- 

schluß noch nicht vor; es wird für Ende 
dieser Woche erwartet. 

So wählten die großen Städte 
Son- 

CSU SPD FDP stige 
München 
K78 51,5 38,0 5,7 4,8 
K72 35,7 52,5 4,7 7,1 
L74 48,4 40,1 8,7 2,7 
B76 47,2 40,5 11,1 1,2 
Nürnberg 
K78 44,2 48,2 3,5 2,2 
K 72 34,3 55,1 5,3 5.4 
L74 45,0 42,7 8,9 3.4 
B76 43,2 47,6 7,9 1,4 
Fürth 
K78 39,9 43,3 13,2 3,5 
K72 30,5 52.8 10,9 5,8 
L74 43,1 44,2 9,4 3,3 
B76 41,5 50,3 6,9 1,3 
Würzburg 
K78 46,3 45,3 3,6 4,2 
K72 46,6 39,8 4,8 8,8 
L74 56,9 34,8 6,6 1,7 
B76 54,0 37,0 8.1 0,9 
Bayreuth 
K78 44,0 46,3 2,6 7,0 
K72 34.5 50,6 — 14,9 
L74 52,0 39,7 5,7 2.6 
B76 49,9 41,8 7,3 1.0 
Regensburg 
K78 59,2 36,3 1,7 1,4 
K72 46,2 47,2 2,2 4,5 
L74 65,3 27,7 4,6 2.5 
B76 61,6 31,9 5,4 1,1 
Augsburg 
K78 42,3 51.1 2,1 2,2 
K72 44.9 46,5 2,3 6,3 
L74 52,5 38,4 5,1 4,1 
B76 51,4 41,0 6,4 1,3 
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VOLKSBEGEHREN NRW 

Sieg der Bürger über Bürokraten 
und linke Ideologen 
Als die rheinische CDU-Zentrale 
am Mittag des 2. März gegenüber 
der Landespressekonferenz 
das Ergebnis vorsichtiger interner 
Hochrechnungen bekanntgab, 
erntete sie zunächst nur 
ungläubiges Staunen: mindestens 
3,5 Millionen Bürger haben sich 
in Nordrhein-Westfalen in die 
Listen des Volksbegehrens gegen 
die kooperative Schule eingetragen, 
konnte die Union verkünden — 
das amtliche Endergebnis, wenige 
Stunden später vom Innen- 
ministerium  bekanntgegeben,  über- 
traf dann sogar diese Rechnung: 
genau 3,64 Millionen NRW-Bürger 
hatten per Unterschriften gegen 
„Koop" votiert und damit der 
Bildungspolitik der SPD/FDP- 
Koalition eine klare Abfuhr erteilt. 

Das glänzende Ergebnis muß um so 
mehr überraschen, als Bürgeraktion 

und CDU gerade in den Bevölkerungs- 
schwerpunkten des Ruhrgebietes ge- 
gen massive Behinderungen und Schi- 
kanen zu kämpfen hatten (vgl. UiD 
8/78). So hatte die größte Stadt des 
Ruhrgebiets, Essen (700 000 Einwohner) 
für ihre Wahlberechtigten ganze 14 Ein- 
tragungsstellen bereitgestellt. (Zum 
Vergleich: die Großstädte an der Rhein- 
schiene, in denen die Genossen nicht 
das Sagen haben, stellten durchschnitt- 
lich 40 Lokale für 300 000 Einwohner 
zur Verfügung.) 

Überdies versuchte Kultusminister Jür- 
gen Girgensohn (SPD) in der heißen 
Phase durch ,,Maulkorb"-Erlasse die 
Diskussion über das umstrittene Gesetz 
in Schulpflegschaften abzublocken, 
während der angeblich liberale Innen- 
minister Burkhard Hirsch (FDP) durch 
ein förmliches Verwirr-Spiel über die 
Durchführungsbestimmungen dafür 
sorgte, daß noch nach Beginn des 
Volksbegehrens in weiten Teilen des 
Landes die Verwaltungen nicht wußten, 
ob sich auch Insassen von Krankenhäu- 
sern und Altersheimen eintragen durf- 
ten .. . 

Der Präsidiums-Vorsitzende der nord- 
rhein-westfälischen CDU und Opposi- 
tionsführer im Landtag, Heinrich Köpp- 
ler, der von Anfang an zu den ent- 
schlossensten Gegnern des Koop-Ge- 
setzes gehörte, wertete das überwälti- 
gende Abstimmungs-Ergebnis in einer 
ersten Stellungnahme als „Sieg der 
Bürger über Bürokraten und Ideolo- 
gen". Heinrich Köppler: ,,Das Ergebnis 
des Volksbegehrens gibt uns die Be- 
rechtigung, unsere bildungspolitische 
Linie konsequent weiterzuführen. Wir 
werden die Landesregierung in den 
nächsten Monaten auf allen Feldern der 
Bildungspolitik stellen." 

Als besondere Schwerpunkte künftiger 
CDU-Aktivitäten im Landtag nannte 
Köppler die Stufenlehrer-Ausbildung 
und die Verbesserung der Situation der 
Hauptschule. Allen Versuchen nunmehr 
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über ein anderes Konzept die Gesamt- 
schule doch noch durch die Hintertür 
als Regelschule einzuführen, werde 
man mit Entschiedenheit entgegentre- 
ten. 

In der nordrhein-westfälischen SPD ist 
nach dem für sie verheerenden Ergeb- 
nis des Volksbegehrens Katzenjammer 
ausgebrochen. Unisono tönten Minister- 
präsident Heinz Kühn (SPD) und sein 
Kultusminister Girgensohn nach Be- 
kanntwerden der Niederlage, man wer- 
de nun dem Bürger „Respekt bezeu- 
gen" und das unselige Gesetz zurück- 
ziehen. (Daß man vorher 18 Monale 
lang den Bürgerwillen mit Füßen getre- 
ten hatte, schien schon fast verdrängt.) 
Auf einen Volksentscheid, der vermut- 
lich in einer noch schlimmeren Nieder- 
lage geendet hätte, wollen es nunmehr 
weder SPD noch FDP ankommen las- 
sen. 

Bei einer ersten Analyse der Beteili- 
gung am Volksbegehren zeigt sich, daß 
durchaus nicht nur CDU-Hochburgen 
gegen „Koop" gestimmt haben, wie es 
vor allem die WDR-Propaganda dem 
Rundfunkpublikum weismachen wollte. 
SPD-Hochburgen wie Essen (20,2 Pro- 
zent), Köln (22,5 Prozent) oder die Che- 
miearbeiter-Stadt Leverkusen (29,7 Pro- 
zent) stimmten ebenso deutlich gegen 
die Koop-Ideologen wie das vielbe- 
schworene „flache Land". 

Besonders deutlich wurde im übrigen 
neben dem unerwartet hohen Einsatz 
von Eltern, Lehrern und Schülern die 
Mobilisierbarkeit der CDU-Mitglied- 
schaft. Über zwei Sonderausgaben des 
„Deutschen Monatsblattes" hatte die 
Parteiführung in NRW jedes CDU-Mit- 
glied aufgerufen, aktiv mitzukämpfen, 
und als Richtzahl für jede Gemeinde, 
jede Stadt und jeden Kreis das Errei- 

chen von 60 Prozent der CDU-Wähler 
von 1975 ausgegeben. Das Ergebnis 
übertraf auch hier alle Erwartungen: die 
Ziel-Vorgabe von 60 Prozent wurde um 
740 000 Stimmen übertroffen — man 
erreichte exakt 75,3 Prozent! Ein Be- 
weis für die Lebendigkeit der rheini- 
schen und der westfälischen Partei. 

Einzelergebnisse: Düsseldorf 23,5 Pro- 
zent, Duisburg 18,2 Prozent, Essen 20,2 
Prozent, Krefeld 29,2 Prozent, Mön- 
chengaldbach 35,5 Prozent, Mülheim 
19,6 Prozent, Oberhausen 16,2 Prozent, 
Remscheid 25,5 Prozent, Solingen 25,3 
Prozent, Wuppertal 19,7 Prozent, Klev'e 
46,0 Prozent, Mettmann 27,5 Prozent, 
Neuss 37,6 Prozent, Viersen 39,5 Pro- 
zent, Wesel 28,4 Prozent, Aachen 38,3 
Prozent, Bonn 34,5 Prozent, Köln 22,5 
Prozent, Leverkusen 29,7 Prozent, Kreis 
Aachen 39,6 Prozent, Düren 46,2 Prozent, 
Erftkreis 31,7 Prozent, Euskirchen 52,7 
Prozent, Heinsberg 53,7 Prozent, Ober- 
bergischer Kreis 36,2 Prozent, Rhein. 
Berg. Kreis 36,0 Prozent, Rhein-Sieg 
Kreis 42,1 Prozent. 

Bottrop    19,6   Prozent,   Gelsenkirchen 
12.8 Prozent, Münster 39,6 Prozent, Bor- 
ken 51,8 Prozent, Coesfeld 53,3 Prozent, 
Recklinghausen 21,2 Prozent, Steinfurt 
43.2 Prozent, Warendorf 46,1 Prozent, 
Bielefeld 23,7 Prozent, Gütersloh, 40,7 
Prozent,   Herford   26,9   Prozent,   Höxter 
59.9 Prozent, Lippe 25,4 Prozent, Min- 
den-Lübbecke 32,4 Prozent, Paderborn 
57,1 Prozent, Bochum 16,2 Prozent, 
Dortmund 14,3 Prozent, Hagen 23,8 Pro- 
zent, Hamm 26,9 Prozent, Herne 13,0 
Prozent, Ennepe-Ruhr-Kreis 18,4 Pro- 
zent, Hochsauerland-Kreis 49,6 Prozent, 
Märkischer   Kreis   28,8   Prozent,   Olpe 
53.3 Prozent, Siegen 28,7 Prozent, Soest 
43,1 Prozent, Unna 21,3 Prozent (Vgl. 
auch Seite 9 „SPD-Bildungspolitik wird 
trotzdem fortgesetzt") 
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KOALITION 

SPD-Bildungspolitik wird 
trotzdem fortgesetzt 
Entgegen der Erwartung vieler Beob- 
achter wurde das für die SPD negativ 
ausgegangene Volksbegehren gegen 
d'e kooperative Schule auf dem SPD- 
Sonderparteitag in Leverkusen nicht 
diskutiert. Lediglich zu Beginn des Par- 
teitages vermerkte Partei-Vize Hans 
Koschnik, daß die SPD im Vorfeld des 
Volksbegehrens nicht alles zur Aufklä- 
rung der Bevölkerung getan habe. Vor 
0|"t habe ein „schreckliches Informa- 
tionsdefizit" geherrscht. Das darf je- 
doch nicht heißen — so jedenfalls die 
Meinung aller Delegierten —, daß die 
Bildungsreform nun ad acta gelegt wer- 
ben soll. Im Gegenteil: Die Schulreform 
wird nicht verdrängt, die Bildungspolitik 
w'rd fortgesetzt, und zwar mit verstärk- 
en Anstrengungen, ihre Ziele näher an 
den Bürger heranzubringen. 

Nachdrücklich bekundeten die Dele- 
9ierten der nordrhein-westfälischen 
spD die Absicht, die schulpolitischen 
Entwicklung in Richtung auf die inte- 
grierte Gesamtschule zu forcieren. Mit 
9roßer Mehrheit wurde ein Antrag ver- 
abschiedet, in dem die SPD-Landtags- 
,raktion aufgefordert wird, umgehend 
9esetzliche Grundlagen zu schaffen, 
daß die derzeit 30 Gesamtschulversu- 
Cr»e in NRW abgeschlossen werden 
»und die Gesamtschule als Angebots- 
schule eingeführt wird". 

SpD zu sachlicher 
Politik nicht fähig 
Die SPD-Fraktionsvorsitzenden-Konfe- 
renz   hat   einen   Beschluß   zum   Vor- 

rang der Steinkohlekraftwerke bei der 
Energieversorgung gefaßt. Hierzu hat 
der CDU-MdB Hans Hubrig Anfragen 
eingebracht und erklärt, die SPD stelle 
auf Grund der Beschlüsse des Hambur- 
ger Parteitages ohne Rücksicht auf 
Energiekosten Forderungen, die nicht 
sachlich orientiert seien, sondern Rück- 
sicht auf innerparteiliche Schwierigkei- 
ten innerhalb der SPD nähmen. Selbst 
die Bundesregierung sei trotz des er- 
heblichen SPD-Drucks in ihrer „Fort- 
schreibung des Energieprogramms" 
vom Dezember 1977 von übertriebenen 
Erwartungen der SPD im Hinblick auf 
den Einsatz von Kohlekraftwerken ab- 
gerückt. 
Der jüngste Beschluß der SPD-Frak- 
tionsvorsitzenden zeige, daß ohne Be- 
achtung der Kosten und volkswirt- 
schaftlichen Zusammenhänge die „In- 
vestitionskontrolle" in der SPD wieder 
Überhand gewinne. Es sei zwar sinn- 
voll, Kohlekraftwerke für bestimmte 
Lastbereiche der Elektrizitätswirtschaft 
auch in Zukunft vermehrt einzusetzen. 
Aber nur eine Arbeitsteilung zwischen 
Kohle und Kernenergie biete die Chan- 
ce, die Mineralölabhängigkeit zu verrin- 
gern. 

Voll sozialistisches 
SPD-Wahlprogramm 
Für das Landtagswahlprogramm der 
niedersächsischen SPD gilt das Motto: 
Verwaltete Bürger, verwaltete Wirt- 
schaft. Statt der verantworteten gesell- 
schaftlichen Freiheit des Bürgers will 
die SPD die Zuteilung der Zukunft 
durch Entscheidungen gesellschaftli- 
cher und staatlicher Gremien. Für die 
Soziale Marktwirtschaft hat die SPD 
Niedersachsens nicht einmal mehr ein 
Lippenbekenntnis übrig. Der Begriff ist 
aus ihrem Sprachgebrauch gestrichen. 
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Statt dessen wird unverblümt ein neues 
System der Wirtschaftslenkung in Form 
sogenannter Strukturräte propagiert, 
die u. a. bei der Abstimmung privater 
Unternehmensplanungen mitwirken sol- 
len. Da zur Zeit Forderungen nach So- 
zialisierung und verschärfter Mitbestim- 
mung wenig populär sind, soll hier un- 
ter dem verharmlosenden Etikett einer 
..vorausschauenden Strukturpolitik" 
eine Art Mitbestimmung auf gesamtwirt- 
schaftlicher Ebene verwirklicht werden. 

Das Wahlprogramm der SPD ist finan- 
ziell unverantwortlich. Es leistet unzeit- 
gemäß einer weiteren Anspruchsinfla- 
tion Vorschub. Unseren Betrieben soll 
ohne Rücksicht auf ihre Rentabilität 
weitere Kosten aufgebürdet werden. 
Über die Finanzierung und Finanzier- 
barkeit eines langen Forderungskata- 
logs an den Staat wird kein Wort verlo- 
ren. Wie für alle sozialistische Politik 
gilt für das SPD-Programm: abnehmen- 
de Leistungsfähigkeit bei wachsenden 
Kosten, abnehmende Gerechtigkeit bei 
wachsender Bürokratie. 

„Arbeitskreis 1951" 
in der Berliner SPD 
In Berlin ist jetzt der „Arbeitskreis 
1951", in dem sich demokratisch orien- 
tierte Sozialdemokraten zusammenge- 
funden haben, neu belebt worden. Der 
1951 gegründete Kreis wählte als Vor- 
sitzenden den Leiter der Abteilung In- 
nerdeutsche Beziehungen im Berliner 
Bundeshaus. Kreutzer, der dem Arbeits- 
kreis schon einmal vorstand. Er erklär- 
te, der Arbeitskreis betreibe keine Anti- 
SPD-Politik, sondern setze sich dafür 
ein, daß stärker Arbeitsprobleme be- 
rücksichtigt werden. Ziel sei es auch, 
,,von einem intellektuellen Gehabe" 
wegzukommen, das in bestimmten Tei- 
len der SPD vorherrscht. 

Apels Erbe: 
135 Milliarden Schulden 
Nach der 2. und 3. Lesung des Bundes- 
haushaltes für 1978 ist es beschlossene 
Sache, in diesem Jahr die Schulden des 
Bundes um netto 30,81 Mrd. DM zu 
erhöhen. Der Schuldenberg — jetzt ins- 
gesamt 135 Mrd. DM — wächst also 
weiter. Zur Deckung allein der Verwal- 
tungskosten reichen die Steuer- und 
sonstigen Einnahmen des Bundes nicht 
mehr aus. Die Schuldenlast, die der 
ehemalige Finanzminister Hans Apel 
(SPD) seinem Nachfolger Matthöfer hin- 
terläßt, wurde zu rund 90% seit 1970, 
also seit Beginn der SPD/FDP-Regie- 
rungskoalition aufgenommen. Schließ- 
lich bedeutet das: Jedes neugeborene 
Kind wird 1978 mit über 50 000 DM 
neuer Bundesschuld belastet sein. 

Enthüllend 
Die Affäre um das vermutlich abgehörte 
Telefonat zwischen F. J. Strauß und 
dem ,,Bayernkurier" bekommt eine pi- 
kante Note dadurch, daß ausgerechnet 
bayerische SPD-Abgeordnete das an- 
geblich von Strauß während des Telefo- 
nats Gesagte in polemischer Weise kri- 
tisierten. In der Stellungnahme der CSU 
heißt es, der SPD müsse es sehr wohl 
bekannt gewesen sein, daß das Telefo- 
nat an verschiedenen Stellen gefälscht 
sei. Dennoch polemisiere sie wild dar- 
auf los und benutze ein „durch Verfas- 
sungsbruch zustande gekommenes 
Machwerk zum politischen Graben- 
kampf voller Haß und Feindseligkeit". 
Außerdem „fälscht sie bewußt noch ein- 
mal die Fälschung, denn keine Stelle 
des Protokolls erlaubt eine solche Deu- 
tung". Hier werde eine Interessenüber- 
einstimmung zwischen denjenigen, die 
den Verfassungsbruch begangen hatten, 
und der SPD sichtbar. 
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i CDU NIEDERSACHSEN 

Union will Koalition 
mit der FDP fortsetzen 
Erfolgreich, selbstbewußt und 
^ersichtlich stellte sich die nieder- 
sächsische CDU unter Führung 
y°n Wilfried Hasselmann und 
E'nst Albrecht auf ihrem Landes- 
Parteitag in der Oldenburger 
JJteser-Ems-Halle den Wählern vor. 
"te Partei geht mit einer 
Imponierenden Geschlossenheit 
in den Wahlkampf am 4. Juni. 
°as vom Landeswahlkampfleiter 
Rudolf Seiters und Landes- 
9eschäftsführer Bobzien vorgelegte 
Wahlprogramm wurde von den 
Regierten einstimmig gebilligt. 

In seiner Eröffnungsrede zog Wilfried 
^asselmann eine erfolgreiche Bilanz 
er seit zwei Jahren im Amt befindli- 

chen Regierung unter Ministerpräsident 
trnst Albrecht. Die niedersächsische 
CD|J habe die FDP nach langen Jahren 
^er Entfremdung als Partner gewinnen 
gönnen. Diese Partnerschaft habe sich 
bewährt, was insbesondere dem Mini- 
sterpräsidenten Ernst Albrecht zu ver- 
aariken sei, sagte Wilfried Hasselmann, 
"^ie Freien Demokraten haben ihre Be- 
re'tschaft erklärt, die Koalition mit uns 
0rtzusetzen. Auch wir sind dazu bereit, 
°hne Wenn und Aber. 
Selbstverständlich führt jede Partei ih- 
ren eigenen Wahlkampf mit ihrem eige- 
nen Programm und ihren eigenen Zie- 
len- Wir stellen uns am 4. Juni als CDU 
den Wählern. Wir wollen unsere führen- 

de Position kräftigen und ausoauen. 
Unser Ziel ist der Sieg der Union. Al- 
brecht-Politik für Niedersachsen und 
für Deutschland." 

Bei den anschließenden Neuwahlen 
zum Landesvorstand gab es einen gro- 
ßen Vertrauensbeweis für Wilfried Has- 
selmann. Er wurde mit 444 Jastimmen 
bei 7 Enthaltungen und 34 Neinstim- 
men mit großer Mehrheit im Amt bestä- 
tigt. Wilfried Hasselmann ist nun seit 
zehn Jahren Landesvorsitzender. Von 
den drei stellvertretenden Landesvorsit- 
zenden erhielt Arbeits- und Sozialmini- 
ster Hermann Schnipkoweit mit 469 
Stimmen den höchsten Stimmenanteil. 
Auf Rudolf Seiters entfielen 440 und auf 
Ursula Benedix 338 Stimmen. 

Eine lebhafte Debatte entwickelte sich 
— wie vorauszusehen war — um die 
Schulpolitik. Im Mittelpunkt stand die 
Orientierungsstufe, die bei Übernahme 
der Regierungsverantwortung durch die 
CDU in weiten Teilen Niedersachsens 
bereits eingeführt war. Heute besteht in 
ca. 80 Prozent des Landes diese um- 
strittene Schulform. Kultusminister Wer- 
ner Remmers hat durch zahlreiche Ver- 
ordnungen und Erlasse im Interesse der 
Kinder das Schimmste verhindern kön- 
nen. Eine völlige Abschaffung würde 
aber zu einer neuen, starken Unruhe 
unter den Eltern führen. Die nieder- 
sächsische CDU geht davon  aus,  daß 

O die vom Kultusminister eingeleite- 
ten   Maßnahmen   zu   einer   Beruhigung 
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von Eltern, Schülern und Lehrern füh- 
ren werden, 

0 die Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Eltern verbessert werden, 

0 anstelle der Stufenkonferenz die 
Klassenkonferenz das entscheidende 
Gremium sein wird. 

Darüber hinaus fordert die CDU die 
Zulassung von Orientierungsstufen, in 
denen Schüler unter Berücksichtigung 
der Grundschulzeugnisse im Hinblick 
auf Hauptschulen, Realschulen und 
Gymnasien vorgruppiert werden. 

Die CDU stellt ausdrücklich fest: die 
Arbeit der Orientierungsstufe muß lau- 
fend überprüft werden. Werden die ge- 
troffenen, eingeleiteten und geplanten 
Maßnahmen dem Auftrag nicht gerecht, 
wird die CDU zur Stabilisierung des 
gegliederten Schulwesens weitere Maß- 
nahmen einleiten. 

Dieser vom Landesvorstand einge- 
brachte Antrag wurde mit großer Mehr- 
heit angenommen. 

Den sozialistischen Ungeist 
erfolgreich bekämpft 

In einem Fünf-Punkte-Programm forder- 
te Finanzminister Walter Leisler Kiep 
zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit auf. 
Obwohl in Niedersachsen inzwischen 
die Arbeitslosigkeit um 10 000 Men- 
schen verringert worden sei und ob- 
wohl 25 000 neue Arbeitsplätze geschaf- 
fen worden seien, rangiere das Land 
nach langjähriger SPD-Herrschaft im- 
mer noch wirtschaftlich an letzter Stel- 
le. Es bedürfe harter Arbeit, um die 
strukturellen Schwächen auszuglei- 
chen. Damit die Wirtschaft wieder Ver- 
trauen fasse, müsse die SPD/FDP-Koa- 
litionsregierung in Bonn baldmöglichst 
abgelöst werden. 

Ministerpräsident Ernst Albrecht stellt6 

die große Leistung der CDU heraus, der 

es in zweijähriger Regierungsveran'' 
wortung gelungen sei, den Sozialist'' 
sehen Ungeist erfolgreich zu bekämp' 
fen. Ernst Albrecht erinnerte u. a. an die 
marxistische Unterwanderung an de11 

Schulen und Universitäten, wo sich e'n 

Nährboden des Terrors gebildet habe 
Mit dem Prozeß gegen den Göttinger 

Asta und der Entlassung von Professor 

Brückner (Hannover) habe die Landes- 
regierung bewiesen, daß sie den Kamp' 
gegen marxistische Umtriebe nicht 
scheue. Wörtlich stellte Ernst Albrecht 
fest: „Wir wollen ein Land, das frei is' 
von Angst und Terror. Wie kann e'r 

Lehrer, der selbst voller Komplexe unc 

voller Ressentiments gegen die Umg* 
bung, gegen die Gesellschaft, geger 

den Staat steckt, den Kindern den We£ 
in ein glückliches Leben bahnen? W/ef 

lehren will, muß selbst gelernt haben, 
nicht nur die Mengenlehre, sondern a" 
das, was den wirklichen Reichtum, die 
Größe und die Würde menschlichen Da- 
seins ausmacht." Niedersachsens C0^ 
— so der mit Beifall überschüttete Mini' 
sterpräsident — geht mit Schwung und 
Zuversicht in den Wahlkampf. 

Ebenso wie Ernst Albrecht unterstrich 
der Bundesvorsitzende der CDU, Hel- 
mut Kohl, die Bedeutung der Landtags- 
wahl vom 4. Juni nicht nur für Nieder- 
sachsen, sondern für die gesamte Bun- 
desrepublik. Helmut Kohl forderte die 
Partei auf, um jede einzelne Stimme zf 
kämpfen. Er selbst wird auf 30 Wahlver- 
anstaltungen in den nächsten Wochen 
und Monaten in Niedersachsen spre- 
chen. Unter dem großen Beifall der in' 
zwischen randvoll gefüllten Weser-Ems- 
Halle stellte Helmut Kohl fest: „Diese 
Republik war noch nie so mit Affären 
erfüllt, noch nie so .verwanzt' wie heute- 
Die Regierung Schmidt ist abbruchreif-" 



UiD 10 • 9. März 1978 • Seite 13 

INFORMATION 

Hans Katzer antwortet Ehrenberg 
Die von Gewerkschaften, den Ver- 
öden der Rentner und Kriegs- 
opfer und von der CDU gemeinsam 
^»"chgeführte Protestkundgebung 
J^ktion sichere Renten — gegen 
Umbruch und Willkür", auf der 
üt>er 3 000 Menschen die Bundes- 
e9ierung aufgefordert haben, 
°n ihren Rentenplänen abzulassen, 
"eß beim Bundesarbeitsminister 

*uf taube Ohren. Er hielt statt 
jjfssen an den Plänen fest, 

le Renten von der Lohn- 
Wicklung abzukoppeln. 
u der vom Bundesarbeitsminister Eh- 
nberg   abgegebenen   Stellungnahme 

*Ur  Alternative   der   CDU/CSU   in   der 
er>tenpolitik erklärte der stellvertreten- 

Partei-    und    Fraktionsvorsitzende 
ns Katzer, es müsse als untaugliches 

^b|enkungsm anöver     des     Bundesar- 
6ltsministers      verstanden      werden, 

^nn Ehrenberg   heute  der  CDU/CSU 
runsicherung  der Rentner vorwerfe. 

Bundesarbeitsminister   mache   es 
ich zu  leicht,   wenn  er  aus   dem   Ge- 

. ^tpaket der ausgewogenen Alterna- 
^orschläge der CDU/CSU nur eine 
" nzige Maßnahme herausgreife. 
Ie Union hat ihre Position klar aufqe- 

t6'gt: 
Eir 

t ne offensive Wachstums- und 
r
0||beschäftigungspolitik muß dazu bei- 
den, die hohe Arbeitslosigkeit zu 
' nken.   Damit  würde  gleichzeitig  der 

Konsolidierungsbedarf in der Renten- 
versicherung geringer ausfallen. 
0 An der bruttolohnbezogenen dyna- 
mischen Rente wird festgehalten. Dies 
erlaubt es, wieder einen Krankenversi- 
cherungsbeitrag der Rentner einzufüh- 
ren, der die große Zahl der kleinen 
Rentner von der Beitragszahlung aus- 
nimmt, und der für die übrigen Rentner 
zu einer sehr viel geringeren Belastung 
führen wird als die Maßnahmen der 
Bundesregierung. Die vom Arbeitsmini- 
ster aus der Trickkiste gegriffenen Zah- 
len über die Höhe der Krankenversiche- 
rungsbeiträge wird die Union niemals 
vorschlagen. Unsere Vorschläge blei- 
ben immer unter der Belastung, die die 
Regierung den Rentnern zumutet. 
0 Entgegen den Vorschlägen der Re- 
gierung, die alles den Rentnern aufbür- 
det, werden wir die Einsparungen, die 
sich im Bundeshaushalt ergeben wer- 
den, voll den Rentnern zukommen las- 
sen. 
O Ein evtl. dann noch verbleibendes 
Defizit kann durch Umschichtungen im 
Bundeshaushalt gedeckt werden. 

Unhöflich und arrogant 
Der Programmausschuß des Senders 
Freies Berlin (SFB) hat Bundesarbeits- 
minister Ehrenberg (SPD) schlechtes 
Benehmen in der kürzlichen Fernseh- 
Talkshow „Drei nach neun" vorgewor- 
fen. Wie, der Oldenburgischen Volkszei- 
tung zufolge, bekannt wurde, kritisier- 
ten die Mitglieder des SFB-Programm- 
ausschusses auf ihrer Sitzung einhellig, 
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daß Ehrenberg in dieser Sendung äu- 
ßerst unhöflich und arrogant aufgetreten 
sei und Gesprächspartner immer wie- 
der in überheblicher Art unterbrochen 
habe. 

SPD unterschlägt 
Ausmaß des Spionagefalls 
Mit Nachdruck hat der Vorsitzende der 
Arbeitgruppe Verteidigung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Willi Weis- 
kirch, die Aufforderung an Bundesver- 
teidigungsminister Apel wiederholt, 
dem Untersuchungsausschuß im Spio- 
nagefall Lutze/Wiegel die militärische 
Scriadensbewertung zuzustellen. Weis- 
kirch: „Eine solche Schadensbewer- 
tung ist zwischen Weihnachten und 
Neujahr nach den Aussagen von Gene- 
ralinspekteur Wust vorgenommen, dann 
aber, wie der Parlamentarische Staats- 
sekretär von Bülow kürzlich mitgeteilt 
hat, wieder vernichtet worden. Ich habe 
bereits vor vierzehn Tagen im Untersu- 
chungsausschuß beantragt, entweder 
die vernichtete Schadensbewertung zu 
rekonstruieren oder eine neue zu er- 
stellen." Weiskirch vermutet, die erste 
Schadensbewertung habe wohl „so ver- 
heerende Dinge zutage gefördert", daß 
man sie vor den Augen der Öffentlich- 
keit habe verbergen wollen. 

Die Zeitbombe tickt 
Zu den von der Bundesanstalt für Arbeit 
veröffentlichten Arbeitslosenzahlen er- 
klärte Heiner Geißler: „Es darf nicht 
dazu kommen, daß wir uns nach und 
nach an die Millionenarbeitslosigkeit 
gewöhnen. Arbeitslosigkeit ist für die 
Betroffenen und ihre Familien eine 
schwere materielle und immaterielle 
Belastung. Darüber hinaus ist die Ar- 
beitslosigkeit Hauptgrund für die Fi- 
nanzmisere    unserer    sozialen    Siche- 

rungssysteme. Es ist ein Zeichen poW' 
scher Resignation, daß sich die Bu"' 
desregierung intern bereits darauf e'n' 
gerichtet hat, daß es ihr bis in die 80er 

Jahre hinein nicht gelingen wird, di 
Zahl der Arbeitslosen unter eine Mill'ofl 

zu drücken. Dies geht aus Annahme^ 
der Sozialversicherungsträger hervor- 
Der Generalsekretär versicherte, da' 
bei einer richtigen Politik die Wiederge' 
winnung der Vollbeschäftigung Zug urrl 

Zug möglich wäre. Nur habe diese BUn' 
desregierung und die sie tragende r\0& 
lition nicht mehr die Kraft dazu. Dahe' 
sei die soziale und wirtschaftliche Sta' 
bilität der Bundesrepublik Deutscht0 

unter der SPD/FDP-Regierung in gr0' 
ßer Gefahr. Die Dauerarbeitslosigke' 
bezeichnete Geißler als sozial- Uflö 

wirtschaftspolitische Zeitbombe. 

4 800 kehrten nicht zurück 
Über 4 800 Besucher aus Polen sind 
nach Angaben des CDU-MdB Herbei 
Hupka 1977 in der Bundesrepublik g0' 
blieben. Hupka zog daraus den Schluß' 
daß die Unsicherheit über die Ausreise' 
möglichkeiten für Deutschstämmige in 

Polen nach wie vor groß ist und „woi1' 
noch zugenommen hat". Hupka nannte 
es die Pflicht der Bundesregierung, füf 

die Zusammenführung zerrissener Fa' 
milien zu sorgen und sich nicht mit dQ^ 
Nein der polnischen Regierung abzufif1' 
den. 

CDU/CSU-Weißbuch von 
USA amtlich anerkannt 
Der Vorsitzende der Gemeinsamer1' 
KSZE-Kommission des US-Kongresses 
und der US-Regierung, der demokrati' 
sehe Abgeordnete Dante B. Fasce" 
(Florida), der gleichzeitig auch stellvef" 
tretender Vorsitzender der amerikapi' 
sehen  Delegation  in Belgrad  ist, teilt6 
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dem CDU-Bundestagsabgeordneten Dr. 
Alois Mertes (Gerolstein) bei dessen 
Besuch in Washington mit, daß das 
Weißbuch der CDU/CSU-Fraktion im 
Hinblick auf seine Wichtigkeit für die 
arnerikanische Meinungsbildung zum 
Thema „Menschenrechte und Deutsch- 
landfrage" zum amtlichen Bestandteil 
der Dokumentation der von ihm geleite- 
ten Kommission erklärt werde. Fascell 
beglückwünschte die CDU/CSU-Frak- 
t'on zu ihrem „außerordentlich hilfrei- 
chen Beitrag '. Es sei für den Erfolg der 
Westlichen Bemühungen um die Ver- 
wirklichung der Menschenrechte wich- 
tig, daß die freien Parlamente ihre Stim- 
me laut und deutlich erheben. Dies kön- 
ne den Bemühungen der Regierungen 
nur nützlich sein. 

Mitgliedschaft in 
CDU bekennen 
°er Vorsitzende der CDU-Sozialaus- 
schüsse des Rheinlands, Wolfgang 
Vogt, hat die in der Partei organisierten 
Arbeitnehmer aufgefordert, ihre Partei- 
mitgliedschaft künftig nicht mehr als 
Privates Geheimnis zu betrachten, son- 
dern sich offen dazu zu bekennen. Nur 
so werde es möglich sein, erklärte Vogt 
'n Wuppertal, bei den jetzt beginnenden 
Betriebsratswahlen mit der Praxis der 
Vergangenheit zu brechen, daß gute 
Kandidaten deshalb nicht gewählt wür- 
den, weil sie CDU-Mitglieder seien. 
36% der gewerkschaftlich Organisier- 
ten sollen sich laut Vogt zur CDU be- 
kannt haben. 

Furcht vor Terroristen 
hat zugenommen 
,rn Februar 1978 sahen mehr Bundes- 
bürger den Staat durch den Terroris- 
es bedroht als zur Zeit der Schleyer- 

Entführung im September/Oktober 
1977. Das hat eine repräsentative Mei- 
nungsumfrage des Instituts für Demo- 
skopie in Allensbach ergeben (1 000 
Befragte). Außerdem äußerten sich die 
Befragten im Februar 1978 zu Fragen, 
die mit Terrorismus zusammenhängen, 
wie folgt: 83% waren dafür, das Straf- 
prozeßrecht so zu ändern, daß Terrori- 
sten-Prozesse schneller durchgeführt 
werden können (dagegen: 4%). 77% 
befürworteten den sofortigen Ausschluß 
von Verteidigern, „wenn der Verdacht 
besteht, daß sie ihr Amt zur Unterstüt- 
zung der Terroristen mißbrauchen" (da- 
gegen: 6%). 75% plädierten für ein 
einheitliches Polizeirecht in allen Bun- 
desländern (dagegen: 4%). 

Geschichtsbewußtsein der 
jungen Generation fördern 
Der Präsidiums-Vorsitzende des Kura- 
toriums Unteilbares Deutschland, der 
CDU-Bundestagsabgeordnete Gradl, 
hat auf der Jahrestagung seiner Organi- 
sation in der Berliner Kongreßhalle für 
eine „weitsichtige Deutschland-Politik" 
plädiert. Dazu gehöre, „daß die nach- 
rückenden Jahrgänge wieder mit der 
deutschen Geschichte — mit ihrer Grö- 
ße, ihren Schrecken und ihrer Tragik — 
vertraut gemacht werden und sich 
selbst als Teil der Nation verstehen 
lernen". Das habe nichts mit Nationalis- 
mus, „wohl aber mit Selbstbehauptung" 
zu tun, erklärte der ehemalige Bundes- 
minister. Gradl kündigte an, daß der 
Bundestagsausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen sich im Juni mit dem The- 
ma „Deutsche Frage, Deutschlandbild 
und deutsche Geschichte in Unterricht 
und Bildung" in einer zweitägigen An- 
hörung beschäftigen werde. Gradl be- 
tonte: „Wir wollen Wandlung der deut- 
schen Situation, doch ohne Gewalt." 
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